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1 Planungsanlass, Ziel und Zweck des Bebauungsplans 
 

Der Gemeinderat hatte am 15.02.2005 beschlossen, im Ortsteil Bachern zwischen 
Fischer- und Forellenstraße einen Bebauungsplan aufzustellen („Bachern Nr.7“). Im 
November 2007 war der Vorentwurf für diesen Plan vom Gemeinderat gebilligt und 
das frühzeitige Beteiligungsverfahren durchgeführt worden. Am 11.11.2008 war be-
schlossen worden, das Verfahren für die Flur-Nrn. 398 und 405 zu trennen und die-
sen Bereich separat zu überplanen.  
Nach Erstellung eines städtebaulichen Konzepts und der Vorklärung fachrechtlicher 
und Verfahrensfragen mit maßgeblichen Fachbehörden wurde auf der Grundlage 
des überarbeiteten Konzepts am 13.03.2012 der Aufstellungsbeschluss für den 
Bebauungsplan Nr. 9 „Am Inninger Bach und an der Fischerstraße“, Bachern 
gefasst. Ebenso wie der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan Nr. 7 ist dieser 
Plan eine Teil-Änderung des Bebauungsplans „Wörthseeufer Teil I“ in der Fas-
sung vom 10.12.1996. Aus Gründen der Rechtsklarheit sollen alle Festsetzungen 
der bisher gültigen Satzung im Geltungsbereich dieser Änderung ersetzt werden 
(betrifft Fl.Nrn. 398, 398/5 Tfl., 398/6, 404 Tfl. [Fischerstraße], 405/11 Tfl. [gemeindl. 
Weg], 405, 406 Tfl. [Inninger Bach], 407/2 Tfl., 414 Tfl. [Am Krebsbach], 500 Tfl. [Fi-
scherstraße], Gmkg. Buch). 
Mit Beschluss vom 03.12.2013 wurde der Geltungsbereich um die öffentliche Stra-
ßenfläche der Fischerstraße bis zum Ortsausgang erweitert (betrifft Flächen/ Teilflä-
chen der Fl.Nr.398/5, 398/6, 404, 471, 471/2, 500, jeweils Gmk. Buch).  
 
Anlass für die Planung ist die zu Beginn des Aufstellungsprozesses von zahlrei-
chen Konflikten gekennzeichnete Situation auf der Südwestseite des Inninger Ba-
ches: 
- ungenehmigte Bootsliegeplätze an Land und am Ufer in großer Zahl, überwie-

gend in Zusammenhang mit einem (ebenfalls wasserrechtlich nicht geneh-
migten) Verbau des Bachufers (allein im Bereich der Hafenanlage vor dem 
Hotel Mutz werden auf eigenen Flächen (Fl.Nr. 405) und öffentlichen Wasser-
flächen (Fl.Nr. 406) derzeit rund 40 Boote im Wasser und nochmals rund 
30 Boote an Land gelagert), 

- im Gegensatz dazu genehmigte Bootsliegeplätze auf der gegenüberliegenden 
Bachseite im Bereich des Flurstücks 407/1, 

- faktische Funktionslosigkeit des Landschaftsschutzgebietes (s. Nr. 2) im 
nördlichen Bereich und starke Beeinträchtigung im Süden durch Fahrverkehr, 
abgestellte Pkw, gelagerte Boote und Stege bzw. Wasserliegeplätze, die mit 
Eingriffen in die Uferbereiche einhergehen,  

- einen Konflikt zwischen den rechtsverbindlichen Festsetzungen eines Bebau-
ungsplans (s. Nr. 2) und der realen baulichen und sonstigen Nutzung, 

- eine Diskrepanz zwischen den eigentumsbestimmenden Flurstücksgrenzen 
und der tatsächlichen Situation (die Fahrbahn der Fischerstraße liegt teilweise 
auf Privatgrund, größere Teile der Stege und Wasserliegeplätze erstrecken 
sich auf die Fläche des Wasserflurstücks 406), 

- eine unzureichende Stellplatzsituation am Hotel Mutz (vom Landratsamt 
Starnberg wurden im Rahmen einer Baugenehmigung vom Mai 2005 für Pen-
sion, Hotel und die Bootsliegeplätze insgesamt 31 Stellplätze gefordert. 12 
Stellplätze wurden auf dem Flurstück 398 nachgewiesen), 

- ungenehmigte bauliche Anlagen (Stege auf den Privatgrundstücken am In-
ninger Bach Richtung Wörthsee sowie Umbau der 1962 genehmigten Umklei-
den am Parkplatz des Hotels Mutz). 

 
Ein Planungserfordernis liegt daher auf der Hand. 
 
Die Gemeinde verfolgt mit der Planung die Absicht, im historischen Kern des Orts-
teils Bachern die seit langem gewachsene gastronomische, gastgewerbliche, 
kulturelle und erholungsbezogene Nutzung auch zukünftig zu sichern und dabei 
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die weitere bauliche und sonstige Entwicklung so zu ordnen, dass sie einerseits 
dem Interesse an der Sicherung der Freizeitnutzung gerecht wird und anderer-
seits v.a im Uferbereich dem sensiblen Landschaftsbild Rechnung trägt. Konflikte 
mit dem Landschaftsschutz sind aufzulösen – einerseits indem Schutzgebiets-
grenzen zurückgenommen werden, wo sich Konflikte mit der Bauleitplanung erge-
ben und andererseits, indem – außerhalb des Geltungsbereichs – die Schutzziele 
auch durchgesetzt werden, wo die Verordnung weiterhin geltendes Recht darstellt. 
Letztlich ist die Schutzgebietsausweisung ein Baustein, um den „Naturgenuss“(vgl. 
§ 2) und die Erholungsfunktion der Landschaft für die breite Bevölkerung zu sichern. 
 
Grundidee des Plankonzepts für den Teilbereich östlich der Fischerstraße ist es, die 
Bootsliegeplätze im Wasser und an Land beidseitig des Baches zentrumsnah zu 
konzentrieren und dafür planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen. Dar-
über hinaus prüft die Gemeinde Möglichkeiten, das Landschaftsschutzgebiet südlich 
davon von einer schleichend fortschreitenden, illegalen Inanspruchnahme befreien 
zu können. Die zunächst entwickelte Idee, eine Teilfläche im Süden des Flur-
stücks 405 bereitzustellen, auf der dann den südlich angrenzenden Eigentümern ein 
Liegeplatz angeboten werden kann, wurde jedoch verworfen und bleibt im Bedarfs-
fall einer späteren Planung vorbehalten. In diesem Zusammenhang wäre auch die 
Stellplatzfrage zu lösen, um den südlichen Bereich des Weges von Fahrverkehr zu 
entlasten.  
 
Der vorliegende Bebauungsplan stellt einen Baustein dieses Konzeptes dar – zu-
sammen mit weiteren Bauleitplanungen (s.u., Nr. 2.4) und weiteren Maßnahmen. 
 
Die Gemeinde bezieht den Verlauf der Fischerstraße in den Geltungsbereich des 
Bebauungsplans Bachern Nr. 9 deshalb ein, weil erst die festgesetzte Verkehrsflä-
che die Erforderlichkeit für einen Grunderwerb zur Fahrbahn und zu einem Gehweg 
nachweist. Im Bereich der Grundstücke mit den Flurnummern 398 und 405 (Hotel) 
ragten diese Privatgrundstücke nicht unerheblich in den ausgebauten Verkehrsbe-
reich ein. Darüber hinaus hat der Gemeinderat aufgrund der im Laufe der Zeit mas-
siv gestiegenen Verkehrsbelastung durch den Kfz-Verkehr die Notwendigkeit eines 
weiteren ostseitigen Gehwegs zur Bushaltestelle gesehen. Nach § 125 Abs. 1 
BauGB setzt die Herstellung von Erschließungsanlagen im Sinne von § 127 Abs. 2 
BauGB grundsätzlich einen rechtsverbindlichen Bebauungsplan voraus, welcher 
entsprechende Festsetzungen (Verlauf, Länge, Breite) der Erschließungsanlage be-
inhaltet. Nur im Ausnahmefall, (wenn die Gemeinde keinen Bebauungsplan aufstel-
len will oder kann) kann davon abgewichen werden, sofern die Voraussetzungen 
gem. § 1 Abs. 4 -7 BauGB erfüllt sind. Das bedeutet, dass die Gemeinde Erschlie-
ßungsbeiträge nach dem BauGB oder Straßenausbaubeiträge nach Art. 5 KAG, im 
konkreten Fall nur erheben kann, wenn die Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen gem. 
§ 125 Abs. 1 BauGB erfüllt sind. 
 
Mit der Erarbeitung des Bebauungsplans wurde der Planungsverband Äußerer Wirt-
schaftsraum München beauftragt. Umweltbericht und Ausgleichsregelung werden 
durch den Landschaftsarchitekten Christoph Goslich, Dießen, erstellt. 
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2 Planungsrechtliche Vorgaben 
 

2.1  Überörtliche Gesamtplanung – Regionalplanung: 
 

Für die Bauleitplanung besteht gem. § 1 Abs.4 BauGB eine Anpassungspflicht an 
Ziele der Raumordnung. Ziele der Raumordnung sind gem. Art. 2 Nr. 2 BayLPlG 
„verbindliche Vorgaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder be-
stimmbaren, vom Träger der Raumordnung abschließend abgewogenen textlichen 
oder zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ord-
nung und Sicherung des Raums“. Grundsätze der Raumordnung sind gem. Art. 2 
Nr. 3 BayLPlG „Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes als 
Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen“.  
 
Zur Lage im Landschaftsschutzgebiet (vgl. LEP 7.1.5 (G)) s.u. Nr. 2.2.  
 
Das Planungsgebiet liegt gemäß Regionalplan München im landschaftlichen Vor-
behaltsgebiet Ammersee mit umliegenden Seen. Vorbehaltsgebiete gem. Art. 14 
Abs. 2 Nr. 2 BayLPlG bezeichnen Gebiete, „in denen bestimmten raumbedeutsa-
men Funktionen oder Nutzungen bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbe-
deutsamen Nutzungen besonderes Gewicht beizumessen ist“ und sind als Grund-
satz der Raumordnung einzustufen.  
 
Regionalplanerische Ziele für diesen Bereich sind u.a. die Freihaltung des Seeufers 
und die Vermeidung stärkerer Siedlungstätigkeit. 
 
Die Zielsetzungen und Festsetzungen des Bebauungsplans sind mit den regional-
planerischen Zielen kongruent. 
 
Vorbehaltlich der Herausnahme aus dem Landschaftsschutzgebiet und bei Berück-
sichtigung der Belange des Landschaftlichen Vorbehaltsgebietes kann die Planung 
lt. Regierung von Oberbayern mit den Erfordernissen der Raumordnung in Einklang 
gebracht werden. 
 
 

2.2 Fachplanung: 
 

Teile des Planungsgebietes lagen zum Zeitpunkt des Planungsbeginns innerhalb 
des Landschaftsschutzgebiets „Westlicher Teil des Landkreises Starnberg“. 
Die Regelungen der Schutzverordnung vom 27.03.1972, umfassen u.a. eine Er-
laubnispflicht für die Errichtung oder Erweiterung von baulicher Anlagen (Gebäude, 
Uferbefestigungen, Einfriedungen), für die Errichtung von Boots- und Badestegen, 
für das Fahren und Parken mit Kfz außerhalb der dem öffentlichen Verkehr gewid-
meten Straßen oder für die Beseitigung von Hecken, Bäumen und Gehölzen außer-
halb des Waldes (§ 3). Die Regelungen sind anwendbar, soweit nicht Festsetzun-
gen eines Bebauungsplans entgegenstehen (§ 1 Abs. 4).  
Die derzeitigen Nutzungen im gesamten Uferbereich südwestlich des Inninger Ba-
ches stehen in Konflikt mit der Schutzverordnung, soweit deren Geltungsbereich 
noch berührt ist.  
 
Die teilräumliche Legalisierung dieser Nutzungen durch Bauleitplanung soll damit 
einhergehen, dem Landschaftsschutz im südlichen, ortsferneren Teil – jenseits des 
Geltungsbereiches – zur Geltung zu verhelfen. Für den überplanten Teil war die 
Herausnahme des Planungsgebiets aus dem Landschaftsschutzgebiet erforder-
lich. Zwischenzeitlich hat der Kreistag für den nördlichen Bereich eine Änderung der 
Schutzgebietsverordnung beschlossen, mit welcher die Entlassung des siedlungs-
zugewandten Teil des Hafens aus dem Schutzgebiet erfolgt ist (Nähere Ausführun-
gen s. Abschnitt 5.5). 
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2.3 Örtliche Gesamtplanung – vorbereitende Bauleitplanung: 
 

Für den Planungsbereich galt zum Zeitpunkt des Planungsbeginns der Flächennut-
zungsplan Buch (genehmigt 24.11.1969). Darin ist das Plangebiet als Dorfgebiet, 
sowie Grünfläche und Fläche für die Landwirtschaft innerhalb des Landschafts-
schutzgebietes dargestellt. Der Bebauungsplan konnte daher nicht ohne Weiteres 
konfliktfrei aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden.  
Die eingeleitete Neuaufstellung des Gesamtflächennutzungsplanes der Ge-
meinde Inning a. A. (Fassung v. 03.07.2012) wurde zwischenzeitlich vom Landrats-
amt genehmigt und bekanntgemacht.  
Darin wurde die Fläche mit weiteren vom Landschaftsschutz betroffenen Flächen 
zunächst von der Genehmigung ausgenommen. Sie soll im Rahmen eines ergän-
zenden Verfahrens geändert werden. 
 
 

2.4 Örtliche Gesamtplanung – verbindliche Bauleitplanung: 
 

Für den Bereich südlich der Forellenstraße und östlich der Fischerstraße besteht 
der rechtsverbindliche Bebauungsplan „Wörthseeufer, Teil I, vom 10.12.1996, 
in Kraft seit 24.07.1997. Die das Plangebiet betreffenden Festsetzungen sehen für 
den nördlichen Teil des Flurstücks 405 eine Fläche für 11 Stellplätze und eine Be-
pflanzung mit fünf Bäumen zur Fischerstraße hin vor. Ein Planzeichen in diesem 
Bereich, unter Buchstabe C als Hinweis aufgeführt, weist darauf hin, dass Bootslie-
geplätze und Hafenanlagen nur zulässig sind, insofern diese nicht der Land-
schaftsschutzverordnung bzw. der natürlichen Eigenart des Geländes zuwiderlau-
fen. Die Grenze des Landschaftsschutzgebietes ist im Plan nachrichtlich übernom-
men. Der öffentliche Weg Fl.Nr. 405/11 ist als Fuß- und Radweg festgesetzt. 
Da für die Fläche östlich des öffentlichen Weges lediglich eine Festsetzung als pri-
vate Grünfläche innerhalb des Landschaftsschutzgebietes getroffen wurde und 
keine weiteren Festsetzungen bestehen, die eine intensive Freizeitnutzung vorse-
hen, laufen die derzeitigen Nutzungen überwiegend dem Schutzziel und den mate-
riellen Regelungen der Landschaftsschutzverordnung zuwider.  
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Ausschnitt aus dem Bebauungsplan „Wörthseeufer, Teil I, vom 10.12.1996, in Kraft seit 24.07.1997 

 
Die für das Untersuchungsgebiet wesentlichen, textlich/ durch Planzeichen getroffe-
nen Festsetzungen lauten: 
 
6a)/b)   Öffentliche Verkehrsfläche/ Straßenbegrenzungslinie 
 
6e)                F Fuß- und Radweg 
 
7d)            St  Fläche für Stellplätze 
 
8a)    Private Grünfläche 
8c)    Wasserfläche 
 
8e)    Zu pflanzende Bäume 
 
8i) Uferbefestigungen sind nicht zulässig. [...] Die privaten Grünflächen sind in ihrer 
natürlichen Form zu belassen bzw. naturnah zu gestalten 
 
8j) Über den genehmigten Bestand hinaus sind auf den privaten Grünflächen keine 
weiteren Bade- und Bootshütten, sowie sonstige bauliche Anlagen zulässig [...]. 
 
Für den Uferbereich gegenüber der Hotelanlage ist durch Planzeichen als Hinweis 
vermerkt: „Bootsliegeplatz und Hafenanlagen nur zulässig, insofern diese nicht der 
Landschaftsschutzverordnung bzw. der natürlichen Eigenart des Geländes zuwider-
laufen.“  
 
Dieser Plan wurde südlich bzw. westlich des öffentlichen Weges Fl.Nr. 405/11 er-
setzt durch die 4. Änderung BP Wörthseeufer, Teil I, vom 28.10.2008, rechtsver-
bindlich seit 02.06.2009. Diese Änderung grenzt unmittelbar an den Geltungsbe-
reich des vorliegenden Plans. 
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4. Änderung BP Wörthseeufer, Teil I, vom 28.10.2008, rechtsverbindlich seit 02.06.2009 

 
 



 - 9 - 

 
Begründung zum BP Nr.9, gemäß Satzungsbeschluss des Gemeinderats vom 04.04.2017 

3 Lage, Beschreibung, derzeitige städtebauliche Situation 
 
3.1 Lage, Topographie 
 

Das Plangebiet liegt im Ortsteil Bachern, westlich des Inninger Baches in rund 
200 m Entfernung zum Wörthsee.  
 
Im Bereich der Fischerstraße ist das Gelände annähernd eben. Im Bereich der 
Fl.Nr. 398 steigt das Gelände im Südwesten, hinter den Gebäuden stark an. Zum 
Inninger Bach hin fällt das Gelände leicht und ist im Bereich der Fl.Nr. 405 einmal 
abgetreppt. Der Inninger Bach, ein Abfluss des Wörthsees, ist vor der Einmündung 
des Krebsbaches durch eine Schwelle aufgestaut, um die nötige Tiefe für die Ha-
fenanlagen zu erhalten. 
 

 
Luftbild des Plangebietes, ohne Maßstab, Quelle: BayernAtlas, 04.10.10 

 
Parallel zur Planaufstellung sind bereits einige bauliche Maßnahmen beantragt, ge-
nehmigt und z.T. umgesetzt worden. Dies betrifft insbesondere die Neuanlage der 
Stellplatzanlage östlich der Fischerstraße. 
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3.2 Grünordnung 
 

Herausragende Grünstrukturen finden sich im Plangebiet lediglich im Bereich zwi-
schen der Stauschwelle des Inninger Baches und der Straßenbrücke in Form von 
größeren Bäumen und dichtem Gehölzbestand. Die weiteren prägenden Vegetati-
onsbestände finden sich außerhalb des Plangebietes zwischen den Baugrundstü-
cken 503 an der Fischerstraße und dem gemeindlichen, zum Wörthsee führenden 
Weg. Stellplatz- Hafen- und Hotelanlage weisen keinen nennenswerten Vegetati-
onsbestand auf. 
 
 

3.3 bauliche Nutzung 
 

Auf der Fl.Nr. 398 befindet sich eine ehemalige landwirtschaftliche Hofstelle, die seit 
1930 als Gaststätte genutzt wird und mittlerweile auch zu einem Hotel und zu Woh-
nungen umgebaut ist.  
Der Beherbergungsbetrieb unterliegt in jüngster Zeit einer Entwicklung im Sinne ei-
ner Anpassung an gewachsene Anforderungen. Parallel zur Aufstellung des Bebau-
ungsplans wurden per 07.04.2014 vom Landratsamt zwei Erweiterungen geneh-
migt, die im Wesentlichen einen Wintergarten und eine Sauna umfassen. 
Die Stellplätze für dieses Grundstück liegen auf dem Grundstück selber und auf 
dem gegenüberliegenden Grundstück Fl.Nr. 405, auf dem sich bis vor Kurzem auch 
ein Nebengebäude mit Umkleiden und Geräteraum befanden (1962 genehmigt und 
später ohne Genehmigung umgebaut, zwischenzeitlich rückgebaut). Die zuvor un-
gestaltete, z.T. bituminös befestigte Fläche ist zwischenzeitlich neu errichtet wor-
den. Sie ist mit einer Schrankenanlage abgesperrt, um eine Bewirtschaftung zu er-
möglichen bzw. um die Nutzung durch Hotelgäste sicherstellen zu können. Zur 
Wasserfläche besteht ein Niveausprung. 
 
Der südlich angrenzende Teil des Ufergrundstücks wird ohne adäquate Genehmi-
gung als Bootshafen genutzt. Auf den Wiesenflächen und entlang einer Uferverbau-
ung im Wasser sind rd. 70 Boote untergebracht. Mit Datum vom 11.06.2014 liegt 
mittlerweile ein Bescheid auf wasserrechtliche Anlagengenehmigung für die Errich-
tung einer (teilweise bereits ohne die erforderliche Genehmigung errichteten) Stahl-
spundwand auf den Grundstücken Fl.Nrn. 405 und 406 vor. 
 
Die Umgebung des Planungsgebiets ist fast ausschließlich von Wohnbebauung ge-
prägt.  
 
 

3.4 Baustruktur, Höhenentwicklung der Gebäude 
 

Das Planungsgebiet wird geprägt durch die großen Baukörper des Hotels südwest-
lich des Inninger Bachs. Zusammen mit einer weiteren ehemaligen Hofstelle jenseits 
der Straßenbrücke über den Bach prägt dieser Gebäudekomplex den Charakter des 
alten Dorfkerns maßgeblich und grenzt ihn zu den umgebenden Wohnhäusern deut-
lich ab. Sie bilden zusammen mit dem dazwischen liegenden Bach ein unverwech-
selbares dörfliches Ensemble. 
 
Die Hauptgebäude haben zwei- bis drei Vollgeschosse und Wandhöhen bis zu 8 m. 
Das Hotelgebäude hat einen zur Straße orientierten eingeschossigen Vorbau, in 
dem die Gaststätte untergebracht ist. 
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3.5 Beurteilung des Gebietscharakters, der Schutzansprüche und des Baurechts 
 

Bei dem Bereich südwestlich der Fischerstraße geht die Gemeinde inklusive der 
angrenzenden Bebauung von einem Gebiet gemäß § 34 Abs. 1 BauGB aus (wäh-
rend die Flächen östlich der Straße von rechtskräftigen Bebauungsplänen erfasst 
werden). Es findet sich in ersterem nach Auffassung der Gemeinde eine Gemenge-
lage aus der traditionellen Gaststätte, die seit 1930 betrieben wird, dem mittlerweile 
hier auch bestehenden Hotelbetrieb und den umgebenden Wohnhäusern. Da die 
umgebende Wohnbebauung keine wesentlichen gewerblichen Nutzungen aufweist, 
geht die Gemeinde davon aus, dass für die dem Planungsgebiet benachbarte 
Wohnbebauung vom Schutzanspruch eines allgemeinen Wohngebiets auszuge-
hen ist. Die Gemeinde hat auch in ihre Überlegungen einbezogen, dass es sich ein-
schließlich der das Plangebiet im Süden, Norden und Westen umgebenden Bebau-
ung auch um ein faktisches allgemeines Wohngebiet gemäß § 34 Abs. 2 BauGB 
handeln könnte, wenn man der Gastronomienutzung eine dem Hotelbetrieb unter-
geordnete Bedeutung zuerkennt. In bezug auf den Schutzanspruch der angrenzen-
den Wohnbebauung ergibt sich hieraus keine geänderte Einstufung.  
 
Der Bebauungszusammenhang an der nördlichen bzw. östlichen Seite der Fi-
scherstraße endet nach Auffassung der Gemeinde mit dem Haus Nr. 13 bzw. dem 
anschließenden Pumpenhaus. Gleichwohl sind der Bereich der Stellplatzanlage und 
die für Bootsliegeplätze genutzte Grünfläche östlich der Fischerstraße (Fl.Nr. 405) 
bisher nach § 30 BauGB zu beurteilen. 
 
Die Gemeinde hat Überlegungen zur Größe des Baurechts angestellt, das gemäß 
der Vorschriften des § 34 BauGB innerhalb des von ihr als Innenbereich beurteilten 
Bebauungszusammenhangs vorhanden ist, und diese Überlegungen als Basis für 
die Festlegung der maximal zulässigen Grundflächen genommen. Sie hat sich dabei 
an der Abfolge der vorhandenen Gebäudekubaturen orientiert. Grundsätzlich geht 
sie davon aus, dass mit der im Planungsgebiet vorhandenen Baustruktur das nach 
§ 34 BauGB vorhandene Baurecht weitgehend ausgeschöpft ist. Dabei ist be-
rücksichtigt, dass die Eigenart des Gebiets von je einem zentralen (ehemaligen) Hof 
diesseits und jenseits des Baches und von dort nach außen stark abnehmenden 
Gebäudegrößen und Baudichten bestimmt ist.  
 
 

3.6 Erschließung 
 

Die Erschließung des Planungsgebiets erfolgt direkt über die Fischerstraße. 
 
Südlich des Hotels befindet sich die Haltestelle der MVV-Regionalbuslinie 935 
Seefeld-Hechendorf (S) – Steinebach (S) – Weßling (S), die Montag bis Freitag 
zwischen 6:00 und 19:00 mit neun bzw. zehn Fahrten pro Richtung bedient wird. 
Seit Dezember 2013 steht mit der neuen Linie 804 zwischen 6:00 und 21:00 eine 
stündliche Regionalbusverbindung zwischen Bachern und Inning zur Verfü-
gung. 
Auf der Ostseite der Fischerstraße besteht auf Privatgrund ein Wetterschutzhaus 
(Buswartehaus), das erst im Zuge des laufenden Straßenausbaus an Gehwege an-
gebunden wurde. 
 
Weitgehend abgeschlossen ist ein Ausbau der Fischerstraße im Kurvenbereich 
vor dem Hotel und die Neuerrichtung der baufälligen Brücke über den Inninger 
Bach nebst separat geführtem Fußgängersteg. In diesem Zuge wurde die Straße 
auch auf der Ostseite erstmalig mit einem schmalen Gehweg ausgestattet. Der 
Verkehrsflächenquerschnitt soll 8,80 m betragen, mit einem 1,50 m und einem 
1,30 m breiten Randstreifen/ Gehweg. Für den Ausbau war eine Abtretung von 
Grundfläche im Bereich der Stellplatzanlage erforderlich, die mit dem Eigentümer 
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vorab abgestimmt wurde. Da auch die Fahrbahn der Fischerstraße teilweise auf Pri-
vatgrund lag, erfolgte im Rahmen des Straßenausbaus eine umfassende Neurege-
lung der Flurstücksgrenzen. 
 
Die bestehende leitungsgebundene Versorgungsinfrastruktur kann weiterhin ge-
nutzt werden: Wasser-, Strom- und Telekommunikationsanschlüsse sind gewähr-
leistet. 
 
Die aktuelle Entwässerung der Gebäude erfolgt im Trennsystem über den 
Schmutzwasserkanal, Regenwasser wird in den Inninger Bach geleitet. Die Regen-
wasserleitung ist derzeit überstaut. Im Zuge des Straßenausbaus wird für die Stra-
ßenentwässerung eine Rückhaltung mit Vorreinigung errichtet. 
 
Der offene Graben, der zwischen dem gemeindlichen Weg und dem Flurstück 503/3 
das Plangebiet erreicht, unterquert verrohrt das private Flurstück 405 bis zum Aus-
lauf in den Inninger Bach im Bereich der Straßenbrücke. Ferner verläuft eine 
Schmutzwasserleitung von Süden nach Norden her über das Flurstück Nr. 405. 
 
 

3.7 Wasserwirtschaft, Bodenschutz 
 
Der Inninger Bach, ein Abfluss des Wörthsees, ist ein Gewässer III. Ordnung. Auf 
die sich daraus ergebenden wasserrechtlichen Vorschriften (u.a. Genehmigungs-
pflicht im 60 m-Bereich, Unterhaltungslast, Duldungspflichten der Anlieger, Plange-
nehmigungs-/ Planfeststellungspflicht für Ausbau) wird in Teil C der Satzung hinge-
wiesen.  
Der Bach ist vor der Einmündung des Krebsbaches durch eine Schwelle aufgestaut, 
um die nötige Tiefe für die Hafenanlagen zu erhalten.  
„Für den Inninger Bach liegen keine Daten über die Wasserstände vor. Die Was-
serstände werden jedoch mit dem Wasserspiegel des Wörthsees übereinstimmen:  

- Wörthsee Niedrigwasser NW: 560,26 m üNN,  
- Wörthsee Mittelwasser MW 560,40 m üNN,  
- Wörthsee Hochwasser HW 560,68 m üNN.“ 1: 

 
Grundwasser wurde im Rahmen von Probebohrungen (Baugrunduntersuchung, 
Altlastentechnische Untersuchung, Projekt-Nr. A12533, 04.02.13, Crystal Geotech-
nik GmbH, Utting a. Ammersee) in einer Tiefe zwischen 0,55 und 1,30 m unter Ge-
lände angetroffen. Nähere Angaben zu Grundwasserspiegelschwankungen und 
max. Grundwasserhöchstständen liegen nicht vor; höhere Wasserstände bis Gelän-
deoberkante und ggf. darüber sind nach Einschätzung des Gutachters aber mög-
lich. 
 
Der untersuchte Bereich liegt aber nach dem Informationsdienst für überschwem-
mungsgefährdeter Gebiete in Bayern nicht in einem Überschwemmungsgebiet, 
aber überwiegend in einem wassersensiblen Bereich. Diese Gebiete werden vom 
Wasser beeinflusst und Nutzungen können hier durch über die Ufer tretende Flüsse 
und Bäche, zeitweise hohen Wasserabfluss oder zeitweise hoch anstehende 
Grundwässer beeinträchtigt werden. Deshalb sind im vorliegenden Abschnitt 
Grundwasserspiegel bis zumindest Geländeoberkante möglich und zu beachten. 
 
Chemisch untersuchte Bodenproben im Bereich der bestehenden Stellplatzanlage 
und der Bootsliegeplätze hatten zunächst teilweise Schadstoffe (PAK, FCKW, Cl) 

                                            
1  entnommen dem Bescheid auf wasserrechtliche Anlagengenehmigung für die Errichtung einer 

Stahlspundwand auf den Grundstücken Fl.Nrn. 405 und 406, Gmk. Buch, Az 412.11.5 vom 
11.06.2014; der höchste bekannte Wasserstand von 568,68 m üNN wird vom Wasserwirtschaftsamt 
Weilheim auf den 24.05.1999 datiert (Schreiben vom28.04.2014, Az.: 1-4622-STA126-5390/2012). 
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nachgewiesen, die auf eine Aufschüttung mit belastetem Material hindeuten (Bau-
grunduntersuchung, Altlastentechnische Untersuchung, Projekt-Nr. A12533, 
04.02.13, Crystal Geotechnik GmbH, Utting a. Ammersee). Infolge der Erkenntnisse 
war die Fläche unter der KatasterNr. 18800873 zunächst als Altlastenverdachtsflä-
che in das Altlasten-, Bodenschutz- und Deponieinformationssystem (ABuDIS) des 
Landesamtes für Umwelt aufgenommen worden, konnte jedoch aufgrund weiterer 
Untersuchungen vom Landratsamt Starnberg mit Schreiben vom 16.04.2014 als 
„multifunktional Verdacht ausgeräumt“ aus dem Altlastenkataster entlassen wer-
den2. 

 
 
4 Grundzüge des städtebaulichen Konzepts 

 
- Sicherung des alten Dorfkerns mit seinen überörtlich bedeutsamen gastro-

nomischen, gastgewerblichen, kulturellen sowie freizeit- und erholungsbezo-
genen Nutzungen und den prägenden Baustrukturen (in Zusammenhang mit 
dem ebenfalls in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 7), 

- Bauliche Erweiterungsmöglichkeiten nur soweit sie für die zeitgemäße Nut-
zung der vorhandenen Gebäude und Anlagen erforderlich sind, 

- Sicherung, Ordnung und Begrenzung der für den Bootsverkehr in Anspruch 
genommen Flächen; Konzentration der dem Hotel zugeordneten (Neben-) 
Anlagen im nördlichen, ortskernnahen Bereich, bei Beschränkung der Zuläs-
sigkeiten auf die erforderlichen Anlagen zur Sicherung der bootsbezogenen 
Aktivitäten (offene Liegeplätze/ zahlenmäßig untergeordnete geschlossene 
Anlagen zur Unterbringung der Boote und zugehörige Gerätschaften, auf die 
Nutzer der Liegeplätze bezogene WC-Anlage), 

- optische Einbindung der bestehenden Stellplatzflächen durch Absenkung 
der Fläche gegenüber der Straße und Begrünung, 

- teilweise Herausnahme des Geltungsbereichs aus dem Landschaftsschutz-
gebiet. 

 

                                            
2  Landratsamt Starnberg, Stellungnahme zum Bauleitplanverfahren, Az. 413.1, vom 16.04.2014 
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5 Umsetzung der städtebaulichen Ziele im Bebauungsplan 
 
5.1 Art der baulichen Nutzung 
 

Die der Planung zugrunde liegende Absicht, in dem alten Dorfkern auch künftig 
überörtlich bedeutsame gastronomische, kulturelle sowie freizeit- und erholungsbe-
zogene Nutzungen zu sichern, lässt sich nach Auffassung der Gemeinde nur durch 
die Festsetzung eines entsprechend zweckbestimmten Sonstigen Sondergebiets 
gemäß § 11 BauNVO umsetzen. Die Baugebiete gemäß §§ 2 bis 10 BauNVO un-
terscheiden sich deutlich von der Planungsabsicht der Gemeinde und der vorhan-
denen Situation. Die angrenzenden Flächen für Stellplätze und offene Bootslie-
geplätze sind mit ihren Baulichkeiten, die ansonsten durchweg als Nebenanlagen 
einzustufen wären, ebenfalls nur durch ein Sonstiges Sondergebiet zielgenau zu re-
geln.  
 
Wie auch die Nutzungen jenseits des Inninger Baches sind alle Nutzungen jedoch 
der Naherholung zuzuordnen, sodass – im Einklang mit den Festsetzungen des 
Bebauungsplanentwurfs Nr. 7 – ein Sonstiges Sondergebiet „Naherholung in Ba-
chern“ festgesetzt wird, das durch spezifische Festsetzungen eine Binnengliede-
rung erfährt, welche vorrangig nach dem Umfang der Zulässigkeit von baulichen 
Anlagen erfolgt. Während der Bereich westlich der Fischerstraße dem Gastgewer-
be und dem Wohnen dient, sollen östlich der Straße Stellplätze und Anlagen, die 
dem Verkehr mit Wasserfahrzeugen auf dem Wörthsee dienen, zulässig sein 
(Teilbereich I, bisher durch Bebauungsplan festgesetzt als Fläche für Stellplätze und 
private Grünfläche und zum überwiegenden Teil Landschaftsschutzgebiet). Gebäu-
de (Gerätehaus, geschlossene Abstellplätze für Pkw und Boote und Toilettenanla-
ge) sind hier auf den zentrumsnahen nördlichen Teil beschränkt, während der süd-
lich angrenzende Teil von jeder Form von Hochbauten freigehalten werden soll. 
 
Formal bilden die Bereiche beiderseits der Straße Teilflächen eines gegliederten 
Sondergebietes, deren westlicher Teilbereich (SO) vorrangig die Hauptanlagen 
aufnimmt und deren Teilbereich am Bach (SO I) ausschließlich abschließend be-
stimmten (zugeordneten) Nebenanlagen vorbehalten bleibt, wobei definierte Ne-
benanlagen nur innerhalb der dafür festgesetzten Teilflächen zulässig sein sollen. 
Die Zweckbestimmung des Gesamtgebietes schließt dabei die Bootsnutzung aus-
drücklich ein, da die Liegeplätze für Boote hinsichtlich der Baumassen einen sehr 
untergeordneten Raum einnehmen, wenngleich sie hinsichtlich des Flächenbedarfs 
keineswegs untergeordnet sind. Neben den uferparallelen Stegen sind innerhalb der 
festgesetzten Umgrenzungen auch senkrecht auf die Uferbefestigung zulaufende 
Stege zwischen den Booten zum seitlichen Einsteigen sowie untergeordnete Bade-
plattformen zulässig, die jedoch einer Lage-, Größen- und Höhenbeschränkung un-
terliegen. Regelmäßig zulässig sein sollen angesichts der durch die Straße getrenn-
ten Flächen darüber hinaus auch Einfriedungen. 
 
Im westlichen Teilbereich wäre dagegen eine Einschränkung der Zulässigkeit ge-
mäß § 14 (1) S.3 BauNVO unverhältnismäßig und auch eine besondere Standort-
zuweisung angesichts der Vorprägung nicht begründbar.  
Im dem gerade aus dem Landschaftsschutzgebiet entlassenen, sensiblen Bereich 
am Bach ist es dagegen zu rechtfertigen, Art und Umfang der regelmäßig zuläs-
sigen Nebenanlagen abschließend festzulegen, zumal dessen bauliche Nutzbar-
keit schon durch den bestehenden Bebauungsplan eng begrenzt wird. Alle weiteren 
Nebenanlagen über den Katalog in Festsetzung A2.3 hinaus sollen in SO I nur aus-
nahmsweise zulässig sein (dies entspricht der Festsetzung im Bebauungsplan Nr. 9 
Wörthseeufer Teil I, rechtskräftig seit 24.07.1997). Eine allgemeine Zulassungsfä-
higkeit ist im SO I gerade nicht gewollt - sie bleibt dem SO vorbehalten. Dort können 
und müssen die erforderlichen Nebenanlagen untergebracht werden, im SO I unter-
liegen weitere Nebenanlagen, soweit sie über Festsetzung A 2.3 hinausgehen, dem 
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Ermessen. Zur Bestimmung der Ausnahme nach § 31 (1) BauGB wird eine weitere 
Einschränkung von Art und Umfang der Nebenanlagen als nicht erforderlich ange-
sehen, da diese anders als bei Hauptnutzungen bereits gesetzlich ausdrücklich be-
stimmt bzw. begrenzt sind: Ausdrücklich vorgesehen im Sinne des § 31 (1) BauGB 
sind damit nach Maßgabe des § 14 (1) S.1+2 BauNVO untergeordnete Nebenanla-
gen und Einrichtungen, die dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen 
Grundstücke oder des Baugebiets selbst („Hauptnutzung“) dienen und die seiner 
Eigenart nicht widersprechen. Die Art weiterer Nebenanlagen ist damit hinreichend 
bestimmt. Dem Umfang setzt A3.3 eine eindeutige Grenze.  

 
 
5.2 Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Grundstücksflächen 
 

Wesentliches Ziel der Gemeinde ist für den westlichen Teilbereich die Sicherung der 
angestrebten Nutzung, die weitgehend innerhalb der vorhandenen Baukörper statt-
finden kann. Da auch die vorhandene Baustruktur des Ortszentrums mit den beiden 
zentralen Gebäudekomplexen und den nach außen hin kleiner werdenden Gebäu-
den der städtebaulichen Zielvorstellung zur Ordnung der Bebauung in diesem Be-
reich entspricht, orientieren sich die überbaubaren Flächen und das zulässige 
Maß der Nutzung weitgehend am Bestand. Geringfügige Erweiterungsmöglichkei-
ten berücksichtigen den zwischenzeitlich genehmigten Umfang. Eine deutlich über 
den Bestand hinausgehende oder eine andere Baustruktur zugrunde legende Ent-
wicklung der Bebauung ist in diesem Bereich nicht Planungsziel der Gemeinde. 
 
Für einen im Teilbereich I zulässigen untergeordneten Hochbau werden durch die 
Vorgabe von Außenmaßen enge Grenzen gezogen. Die Ausdehnung der Neben-
anlagen ist räumlich eingegrenzt und für die Stell-/ Liegeplätze durch zahlenmä-
ßige Obergrenzen und eine Begrenzung der Grundfläche auf max. 800 qm limitiert.  
 
Die durch Baugrenzen definierten überbaubaren Grundstücksflächen orientieren 
sich weitgehend am Bestand. Für die Anordnung und Ausdehnung der Nebenanla-
gen und Stellplätze im SO I wurden durch entsprechende Flächen enge Grenzen 
gesetzt, die der sensiblen Lage Rechnung tragen. 
Auf die Anordnung der Geltung der Vorschriften des Art. 6 Abs. 5 S. 1 BayBO über 
die Abstandsflächen wird verzichtet, da Belichtung und Belüftung der angrenzen-
den Flächen nicht nennenswert beeinträchtigt werden. Die Baugrenzen regeln in 
Zusammenwirken mit den Höhenfestsetzungen die erforderlichen Abstandsflächen. 
 
 

5.3 bauliche Gestaltung, Höhenfestsetzungen 
 

Für den Ortskern von Bachern soll die traditionelle Hausform mit symmetri-
schem Satteldach und mittigem First prägend bleiben. Für untergeordnete Ge-
bäudeteile werden auch Flachdächer, für Nebengebäude im SO I darüber hinaus 
auch Pultdächer zugelassen. Dachaufbauten sind im SO I aus Gründen einer unauf-
fälligen Dachlandschaft auf Photovoltaikanlagen beschränkt. 
 
Das zulässige Nebengebäude östlich der Straße soll durch Holzfassaden und eine 
Dachbegrünung in den Landschaftsraum eingebunden werden. Soweit Photovol-
taikanlagen zum Einsatz kommen, kann auf die Begrünung verzichtet und abwei-
chend auch ein bis zu 30° steiles Pultdach errichtet werden. 
 
Stützmauern sind in ihrer Materialität in den Gestaltkanon der Kulturlandschaft 
einzupassen. Die optisch wirksamen Materialien sind daher auf Naturstein oder Holz 
beschränkt. 
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Die Festsetzung der Geländehöhen beruht auf dem städtebaulichen Leitgedanken, 
die zusammengefassten Stellplätze optisch besser einzubinden und zum Bach hin 
weniger stark in Erscheinung treten zu lassen. Die Höhenangaben erfolgen auf Ba-
sis des Konzepts des Landschaftsarchitekten Goslich, Dießen-St.Georgen. Danach 
ist die große Stellplatzfläche im nördlichen Bereich des SO I um einen Meter ge-
genüber dem bestehenden Straßenniveau abgesenkt; der Höhenunterschied ist 
durch eine Rampe zu überwinden. Mit dieser Maßnahme lassen sich zwei Probleme 
vermeiden: Die geparkten Fahrzeuge sind vom Ortszentrum her dem unmittelbaren 
Blick über den Bach entzogen; gleichzeitig ist damit bereits eine Absperrung der 
Fläche gegen unbefugtes Parken gewährleistet sodass gestalterisch problematische 
Einfriedungen nicht mehr durchgängig erforderlich sind. Die Grünfläche mit den 
Bootsliegeplätzen liegt im Durchschnitt rd. einen weiteren Meter tiefer; die beiden 
festgesetzten Höhen entsprechen hier weitgehend dem Bestand. Für die festgesetz-
te Wandhöhe des Nebengebäudes ist als Bezugshöhe das Straßenniveau festge-
legt, sodass eine niveaugleiche Zufahrt auch von der Straßenseite aus möglich ist. 
 
 

5.4 Erschließung: Verkehr/ ruhender Verkehr, Ver-/ Entsorgung, Immissions-
schutz 
 
Die Erschließung im Planungsgebiet ist gesichert. Die Grundstücke liegen unmittel-
bar an der öffentlichen Verkehrsfläche der Fischerstraße, die entsprechend der 
abgestimmten Ausbauplanungen festgesetzt wird. 
 
Der kleine Fahrweg zum Wörthsee wird als private Verkehrsfläche festgesetzt 
(Rechtslage nach bisher gültigem Bebauungsplan: Rad- und Fußweg): Ein Befahren 
mit Kraftfahrzeugen ist nur den Nutzungsberechtigten der Anlieger-Grundstücke 
(Anlieger) sowie Einsatz- und Rettungsfahrzeugen zu gestatten. Das Abstellen von 
Fahrzeugen ist auf die Stellplätze im Geltungsbereich beschränkt und ist nach der 
Landschaftsschutzgebietsverordnung südlich davon nicht zulässig.  
 
Stellplatzbilanz: 
 
Für die Ermittlung des Stellplatzbedarfs zugrunde gelegt wurde folgender Schlüssel, 
beruhend auf Angaben des Eigentümers und Anlage zur GaStellV: 

- Gaststätte (96 qm/ 56 Plätze): 1 StPl./ 10 qm = 10 StPl. 
- Hotel/ Pension (42 Betten): 1 StPl./ 6 Betten = 7 StPl.  
- Wohnhaus (3 Wohnungen): 3 StPl.  

Für den Gebäudekomplex Hotel Mutz sind damit 20 Stellplätze erforderlich. 
7 Stellplätze sind derzeit in Garagen und Stellplätzen im Hof zwischen den Gebäu-
den Nr. 14 und 16 (Fl.-Nr. 398) und vor dem Gebäude Nr. 14 vorhanden. Weitere 
Stellplätze sollen nicht im Hof untergebracht werden, um eine höchst wünschens-
werte Entsiegelung der Hofflächen zu ermöglichen. Der verbleibende Bedarf von 
13 Stellplätzen ist auf dem Grundstück Fl.-Nr. 405 abzudecken.  
 
Für die Bootsliegeplätze (SO I) wird angesichts der stark saisonalen und wetterab-
hängigen Nutzung ein Stellplatzschlüssel von 1:4 zugrunde gelegt. Aus insgesamt 
51 Liegeplätzen im nördlichen Teil resultiert demnach ein Bedarf nach 13 Pkw-
Stellplätzen. 5 Stellplätze sind am gemeindlichen Weg angeordnet, sodass noch 
8 Stellplätze im Bereich der Anlage gegenüber der Pension nachzuweisen sind.  
 
Für eine konzeptionelle Neuordnung und eine adäquate Begrünung der bisher un-
begrünten Stellplatzfläche auf Fl.Nr. 405 besteht ausreichend Raum. Auf der Fläche 
können bei neu geordnetem Straßenraum und unveränderter Lage der Zufahrt 20-
22 Stellplätze angeordnet werden, deren Benutzung durch die Schrankenanlage 
kontrolliert werden kann. Weitere 3 Stellplätze für Besucher sind ausschließlich vom 
Straßenraum aus erreichbar, weitere 5 über den gemeindlichen Weg. Für das Gerä-
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tehaus wird die begründete Annahme zugrunde gelegt, dass ein Teil der Fläche in 
der Sommersaison als Garage genutzt wird (je nach Anordnung bis zu 4 Stellplätze) 
und in der Wintersaison bei deutlich reduziertem Stellplatzbedarf zur Einlagerung 
von Booten dienen kann.) 
Dem Bedarf nach 33 privaten Stellplätzen (20 für Gaststätte/ Hotel/ Pension/ Wohn-
haus bzw. 13 für privaten Bootshafen) stehen – allein außerhalb des Flurstücks 398 
mit seinen vorhandenen Stellplätzen – festgesetzte Flächen für mindestens 
28 Stellplätze (und bis zu 4 Garagenplätze) gegenüber.  
 
Die Versorgungsinfrastruktur bedarf keiner Änderung, um eine gesicherte Erschlie-
ßung zu gewährleisten. Die Gebäude westlich der Straße sind bereits an die zentra-
le Wasserversorgung angeschlossen, die Waschbecken der Toiletten (SO I) sind 
entsprechend an die Trinkwasserversorgung anzuschließen; die Versorgung der 
Toiletten selbst kann unter Beachtung der einschlägigen Regelwerke ggf. durch 
Brauchwasser erfolgen. 
 
Die Entwässerung der Hauptgebäude erfolgt wie bisher über die zentrale Abwas-
serbeseitigungsanlage (Schmutzwasserkanal), ebenso ist die in SO I zulässige WC-
Anlage an den Kanal anzuschließen; unverschmutztes Regenwasser kann weiterhin 
in den Inninger Bach geleitet werden (Gemeingebrauch nach Art. 18 BayWG).  
Das im Bereich des SO I anfallende Niederschlagswasser sollte von den versiegel-
ten Flächen in eine Verdunstungsmulde abgeleitet werden. Zusätzlich wäre ein 
Überlauf mit einer Sedimentationsanlage und anschließender Einleitung in den In-
ninger Bach vorzusehen. Nach ausgeräumtem Altlastenverdacht käme ggf. auch ei-
ne gezielte Versickerung von unverschmutztem Oberflächenwasser in Frage.  
Im Zuge des Straßenausbaus wird für die Straßenentwässerung eine Rückhaltung 
mit Vorreinigung errichtet. 
 
Die Abfallentsorgung bleibt unverändert. Die Bereitstellung der Abfallbehälter hat 
gemäß den Vorgaben der Abfallwirtschaftssatzung zu erfolgen.  
 
Immissionsschutz: 
Die Stellplatzfläche auf Fl.Nr. 405 dient zum Nachweis von erforderlichen Stellplät-
zen für das Hotel und von Stellplätzen für die Nutzung der Bootsliegeplätze. Die 
Stellplätze sind nicht öffentlich gewidmet. Es ist zu beachten, dass die Stellplatznut-
zung nachts nur eingeschränkt möglich ist. Der nächstgelegene Immissionsort, das 
Wohnhaus Fischerstraße 19 hat die Schutzwürdigkeit WR (vgl. 4. Änderung Bpl. 
Wörthseeufer Teil 1, Bachern). Gemäß der Parkplatzlärmstudie ist zur Einhaltung 
des Maximalpegelkriteriums (z. B. durch Türenschlagen) während der Nachtzeit ein 
Mindestabstand von 43 m zwischen dem Rand eines offenen Stellplatzes und dem 
Wohnhaus Fischerstraße 19 (Fl.Nr. 503/3) einzuhalten. Stellplätze mit Nachtnutzung 
(Hotel Mutz) sind folglich außerhalb des Mindestabstands anzuordnen. Allerdings 
werden weder grundsätzliche Lage der Stellplätze noch die zugrunde liegende, ei-
nen nächtlichen Stellplatzbedarf auslösende Nutzung durch den Bebauungsplan 
neu zugelassen. Die Hotel- und Gastronomienutzung im Ortskern von Bachern be-
stehen seit Langem. Insofern wäre in dieser Gemengelage eine allumfassende Kon-
fliktlösung nur unter unverhältnismäßigem Aufwand möglich und mit großen Nut-
zungseinschränkungen verbunden. Es gilt das Rücksichtnahmegebot (s. Abschnitt 
3.5).  
Innerhalb der Stellplatzflächen auf Fl.Nr. 405 sind jenseits des geforderten Abstan-
des von 43 m zu Haus Nr. 19 (bzw. zur durch den Bebauungsplan festgesetzten 
überbaubaren Fläche, s. Abschnitt 2.4) zwölf Stellplätze realisierbar, davon drei di-
rekt von der Straße aus erschlossen und neun innerhalb der mit „StPl (22)“ festge-
setzten Fläche. Als Beitrag zur Lösung bereits bestehender Immissionskonflikte wird 
die Beschränkung der Fläche innerhalb des 43m-Abstandes (betrifft elf bis 
13 Stellplätze) entsprechend markiert und in Teil C der Satzung derart erläutert, 
dass Stellplätze südlich dieser Linie nur zur Benutzung in der Zeit von 6:00 bis 
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22:00 Uhr vorgesehen (z.B. für Nutzer des Bootshafens oder Tagesgäste der Gast-
stätte) und nur die nördlichen neun Stellplätze uneingeschränkt nutzbar (Hotelgäste) 
sind. Die Nutzungseinschränkung nach 22:00 Uhr ist durch geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen (z.B. durch entsprechende Beschilderung oder Absperrung), soweit 
nicht eine Anlage für den aktiven Schallschutz vorgesehen wird. Eine entsprechen-
de Wand in Verlängerung des Bauraums für das Nebengebäude – auf der Südseite 
zum Weg hin zu begrünen – wird explizit zugelassen. Der konkrete Nachweis ist im 
Genehmigungsverfahren zu erbringen. 
 
 

5.5 Grünordnung, Landschaftsschutz 
 
Der nördliche Teil des Planungsgebiets ist gut mit Bäumen und Sträuchern durch-
grünt. Im Bebauungsplan werden die besonders erhaltenswerten Bäume durch Er-
haltungsgebote gesichert. Lediglich für den Straßenausbau sind geringe Eingriffe 
erforderlich. 
Zur Verbesserung der Durchgrünung und zur Aufwertung des Ortsbildes sollen ent-
lang der privaten Stellplatzanlage gegenüber dem Hotel neue Bäume gepflanzt 
werden, deren Anordnung auch den Kurvenverlauf der Straße betont und die Stell-
platzfläche optisch einbindet. Der Pflanzabstand ist so gewählt, dass ein Blick auf 
die Wasserfläche jedoch weiterhin ermöglicht wird. Erhaltungs- und Pflanzgebote 
sind durch eine Ersatzpflicht bei Ausfall ergänzt, um mindestens ein konstantes 
Grünvolumen zu sichern. 
 
Der gemeindliche Weg und die Stellplatzflächen östlich davon sind durch eine Ge-
hölzpflanzung gegenüber der Grünfläche abzugrenzen. 
 
Die Fläche der Bootsliegeplätze an Land bedarf keiner Oberflächenversiegelung 
und nur einer beschränkten Befestigung/ Verdichtung. Sie soll aus Gründen der 
Eingriffsminimierung weiterhin in Form einer Wiese bereitgestellt werden und ist da-
her als Grünfläche innerhalb des SO festgesetzt (Teil des Baugebietes, keine Grün-
flächenfestsetzung im Sinne einer eigenständigen Art der Nutzung, folgend der Stel-
lungnahme des Landratsamtes Starnberg vom 30.10.2012 (Az 400V-59-2-28).  
 
Wichtig für die Funktionsfähigkeit des Krebsbachs und des Inninger Bachs ist, dass 
kein Oberflächenwasser von den Flächen für den ruhenden Verkehr ungefiltert in 
die Gewässer gelangt. Es ist deshalb festgesetzt, dass die Stellplatzflächen was-
serdurchlässig auszubilden sind, so dass das Regenwasser auf der Fläche versi-
ckern kann.  
Es wird daher auch davon ausgegangen, dass die Stellplatzflächen nur geringfügige 
Auswirkungen auf die natürlichen Funktionen des Bodens haben. 
 
Die Festsetzung sockelloser Zäune dient der Durchlässigkeit für Kleinsäuger und 
ist Bestandteil der Minimierungsmaßnahmen. Die aufgrund der getroffenen Höhen-
festsetzungen erforderlichen Stützmauern gelten nicht als Einfriedungen. Eine freie 
Abböschung wäre mit dem angestrebten Nutzungsziel nicht vereinbar. 
 
Der Herausnahme aus dem Landschaftsschutzgebiet geht bereits eine sehr lan-
ge Diskussion voraus. Einerseits schmälert der Hafen den Natürlichkeitsgrad einer 
ursprünglichen Landschaft in erheblicher Weise. Andererseits gehören Boote auch 
zum aktuellen Landschaftsbild des Fünf-Seen-Landes. Ergänzend muss erwähnt 
werden, dass der Hafen mit einem naturschutzfachlich sehr wertvollen Gebiet dem 
Bacherner Moos in Verbindung steht, das eine hohe Schutzwürdigkeit und Schutz-
bedürftigkeit besitzt. Insofern ist die Schutzgebietsverordnung im Hafenbereich ein 
hilfreiches Instrumentarium, wodurch über einen Außenschutz (Puffer) für das 
schutzwürdige Gebiet selbst etwas erreicht werden kann. Der Kommentar zu § 26 
BNatSchG RN 5 führt dazu aus, dass in ein Schutzgebiet auch Flächen integriert 
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werden können, die für sich gesehen nicht schutzwürdig sind, aber eine Pufferfunk-
tion für das Schutzgebiet haben. Durch ein Belassen des Hafens im Landschafts-
schutzgebiet besteht aus naturschutzrechtlicher Sicht eine verbesserte Einflussmög-
lichkeit auf Maßnahmen, die sich negativ auf die sensiblen Bereiche des Bacherner 
Mooses auswirken können. Daher hatte sich die Untere Naturschutzbehörde im Vor-
feld dafür ausgesprochen, den stark versiegelten Bereich im Norden des Bebau-
ungsplangebietes aus dem Schutzgebiet zu nehmen und für den südlicheren Teil 
des Hafens eine Befreiungslage anzunehmen.  
Unzufrieden stellend ist dabei, dass eine weitere Bereinigung des Schutzgebietes 
Richtung Osten ebenfalls erforderlich wäre. Hier wurde bereits ein Schutzgebiets-
verfahren eingeleitet, das momentan aber ruht, weil zahlreiche rechtliche Verwo-
benheiten einen weiteren Verfahrensfortgang hemmen. Wie die weitere Entwicklung 
im Osten voranschreiten wird, ist derzeit nicht prognostizierbar. Dadurch kann im 
Osten des Bebauungsplanes keine abschließende Abgrenzung eines sinnvollen 
Herausnahme-Bereiches erfolgen. Daher hatte die Untere Naturschutzbehörde dem 
Kreistag nur den Bereich vorgeschlagen, der aktuell im Rahmen dieses Verfahrens 
vollständig funktionslos geworden ist. Mit der „26. Verordnung zur Änderung der 
Verordnung des Landkreises Starnberg über die Inschutznahme des westlichen 
Teils des Landkreises Starnberg (Landschaftsschutzverordnung „Westlicher Teil des 
Landkreises Starnberg“) vom 16. Oktober 2014“ wurden schließlich die Grenzen des 
Landschaftsschutzgebietes in der Gemeinde Inning a. Ammersee, Gemarkung Buch 
a. Ammersee, teilweise neu festgesetzt. Aus dem Geltungsbereich (§ 1 Umfang des 
Schutzgebiets, Gemarkung Buch a. Ammersee) herausgenommen wurden zwei 
Teilflächen beiderseits des Inninger Baches mit einer Größe von zusammen ca. 
0,146 ha. 
Für den restlichen Bereich, der sich im Bebauungsplan befindet, wird die Befrei-
ungslage angenommen, da hier im Wesentlichen der Bestand geregelt werden soll. 
 
 

5.6 Wasserwirtschaft, Bodenschutz 
 
Die Höhenfestsetzungen im Uferbereich wurden – in Abstimmung mit dem parallel 
bereits betriebenen wasserrechtlichen Verfahren für die Erneuerung der Uferbefes-
tigung im Bereich der nördlichen Hafenanlage – auf 560,8 m üNN festgelegt. Sie 
liegen allesamt über dem Wert des Wörthsee-Hochwassers. Die für Stellplatzflä-
chen und weitere bauliche Anlagen festgesetzten Geländehöhen sehen eine Höhe 
von mehr als 561 m üNN vor. Die Planung lässt weder besonders hochwasserge-
fährdete/ schutzbedürftige Nutzungen zu, noch ermöglicht sie neue Nutzungen. Zu-
lässig sollen nach dem überarbeiteten Entwurf formell nur noch Nebenanlagen sein. 
Da selbst eine Flutung der jeweiligen Flächen im SO I bei entsprechenden Ereignis-
sen unproblematisch wäre – die zulässigen Anlagen sind nicht empfindlich gegen-
über Hochwasser – hat die Gemeinde bisher auf eine detaillierte Vermessung des 
Geländes und eine Höhensimulation zur Ermittlung möglicher Überflutungsflächen 
verzichtet. 
 
Von einer Verschlechterung der Abflussverhältnisse durch Maßnahmen gemäß Be-
bauungsplan ist nicht auszugehen. Den höchsten bekannten Wasserstand des 
Wörthsees von 560,68 m üNN zugrunde gelegt, würden bei Hochwasser die Bauflä-
chen des SO I nicht überflutet. 
 
Dem Gutachten (Baugrunduntersuchung, Altlastentechnische Untersuchung, s.o.) 
zufolge wurde festgestellt, dass die erkundeten Auffüllungen, insbesondere im 
Parkplatzbereich, teils erhebliche Kontaminationen aufweisen; auch im Abschnitt 
der Bootsliegeplätze wurden Belastungen festgestellt. Nach Entlassung aus dem 
Altlastenkataster (s. Abschnitt 3.7) konnte von der Festsetzung besonderer Maß-
nahmen Abstand genommen werden.  
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6 Verwirklichung der Planung 
 

Die Abtretung der für den Straßenausbau benötigten Fläche ist zwischen Gemeinde 
und Eigentümer vereinbart. Der Ausbau der Straße samt teilweiser Erneuerung der 
Ver- und Entsorgungsleitungen wird im Wesentlichen abgeschlossen, bevor der Be-
bauungsplan in Kraft tritt. 
 
Für die Hafenanlage wird parallel ein wasserrechtliches Verfahren durchgeführt. 
 
Im Bereich des Landschaftsschutzgebietes ‚Westlicher Teil des Landkreises Starn-
berg‘ ist für zahlreiche Maßnahmen das naturschutzrechtliche Einvernehmen bei der 
Unteren Naturschutzbehörde erforderlich (siehe Landschaftsschutzverordnung). Ist 
für diese Maßnahmen eine andere öffentlich-rechtliche Genehmigung erforderlich, 
so wird das naturschutzrechtliche Einvernehmen von diesem Verfahren mit erfasst 
(z.B. Wasserrechtliche Genehmigung). 
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Die Umweltprüfung ist ein Verfahren, das die voraussichtlichen Auswirkungen des Bauleit-
planes auf die Umwelt und den Menschen frühzeitig untersucht.  
Die gesetzliche Grundlage liefert das Baugesetzbuch (BauGB) in der novellierten Fassung 
vom 20.07.2004, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2006 
(BGBl. I S. 3316) (§ 1 Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung, § 1a ergänzende 
Vorschriften zum Umweltschutz, § 2, vor allem Abs. 4 - Umweltprüfung). 
 
Vorgehen bei der Umweltprüfung: 
Für die Beschreibung des derzeitigen Umweltzustandes wurden die Ergebnisse einer örtli-
chen Kartierung verwendet sowie Informationen aus dem Flächennutzungsplan der Ge-
meinde Inning, dem Landschaftsentwicklungskonzept (LEK) für die Region 14 (München) 
und dem Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP) für den Landkreis Starnberg. 
 
Bei der Gliederung des Umweltberichtes wurde auf die Methodik des Leitfadens zur Ein-
griffsregelung in der Bauleitplanung „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ des Bay-
erischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und Umweltfragen Bezug genommen, 
um eine möglichst einfach nachvollziehbare Einbeziehung der Belange der Eingriffsregelung 
in den Umweltbericht zu erreichen. 
 
 

1. Beschreibung der Planung 
 
Die Gemeinde Inning stellt den Bebauungsplan „Am Inninger Bach und an der Fischerstra-
ße“ auf. Das Gebiet liegt im Ortsteil Bachern nahe am Wörthsee. Baurechtlich festgesetzt 
werden das bestehende Hotel und das bestehende Restaurant westlich der Fischerstraße. 
Zusätzlich geplant sind ein Lager- und Toilettengebäude am Eingang zum Bootshafen. Das 
bestehende Umkleidegebäude wird dagegen abgerissen. 
 
Schließlich sollen die Stellplätze für Hotel, Restaurant und Bootshafen neu geordnet werden 
sowie die bestehenden Bootsliegeplätze mit der Slipanlage geregelt werden. 
 
Im Norden, Westen und Süden grenzt an das Plangebiet vorhandene Bebauung an. Der 
südöstliche Teil mit den Bootsliegeplätzen ragt in die landschaftlich wertvollen Gebiete am 
Wörthsee hinein und ist Teil des Landschaftsschutzgebietes „Westlicher Teil des Landkrei-
ses Starnberg“. 
 
Die Planung berücksichtigt soweit möglich erhaltenswerten Baum- und Gehölzbestand. So 
werden die Bäume am Inninger Bach bis auf einen, der dem notwendigen Brückenneubau 
weichen muss, erhalten.  
 
 

2. Beschreibung des derzeitigen Umweltzustandes 
 

2.1  Grundlagen und Allgemeines 
 
Das Gemeindegebiet von Inning liegt nach der naturräumlichen Gliederung Deutschlands im 
nördlichen Teil des Naturraumes „Ammer-Loisach-Hügelland“. Sie umfasst die durch die 
Eiszeit geformte Landschaft des Isarvorlandgletschers. Das Becken des Wörthsees entstand 
aus einem Teilstrom dieses Gletschers, das angrenzende Hügelland ist das Aufschüttungs-
gebiet. Es bildete sich eine wellige Grundmoränenlandschaft mit anmoorigen Böden und 
echten Moorböden in Mulden und Becken. 
 
Der Geltungsbereich selbst liegt im Wörthsee-Verlandungsbereich. 
 
Das Gebiet liegt nach dem Arten- und Biotopschutzprogramm für den Landkreis Starnberg 
im Schwerpunktgebiet des Naturschutzes „Wörth- und Pilsensee mit umliegenden Mooren 
und Wäldern“. 
 
Nach dem Landschaftsentwicklungskonzept für die Region München (Zielekarte Schutzgut 
Landschaftsbild und Landschaftserleben) gehört das Gebiet zu einem Nah- und sonstigen 
Erholungsgebiet mit hervorragender Bedeutung und dem Ziel der Erhaltung und qualitativen 
Entwicklung. 
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2.2  Schutzgut Boden 

 
Wie die anderen Seen des Bayerischen Alpenvorlandes entstand der Wörthsee durch das  
Ausschürfen eines Vorlandgletschers. Seit dem Abschmelzen des eiszeitlichen Gletschers 
ist das Wörthseebecken Teil einer peripheren Entwässerung, die vom Pilsensee herkom-
mend über den Inninger Bach dem Ampermoos zustrebt und in Grafrath das Zungenbecken 
verlässt. 
 

 
Geologische Karte von Bayern 1 : 500.000, Kartenausschnitt ohne Maßstab,  
Lila umrandet: Geltungsbereich 

 

 
 
Im Verlandungsbereich hat sich durch Einwirkung von Pflanzenzerfall und Wasser eine Torf-
schicht gebildet, die allerdings im Geltungsbereich durch die baulichen Nutzungen entfernt 
und durch verdichtungsfähiges Material ersetzt wurde. 
 
Bewertung gemäß Leitfaden:  Kategorie I, unten 

(geringe Bedeutung für Naturhaushalt) 
 
 

2.3  Schutzgut Wasser  
 
Der Inninger Bach ist der einzige Ablauf vom Wörthsee. Im Bereich des Geltungsbereiches 
ist er aufgestaut. Die Nutzung ist freizeitorientiert mit zahlreichen Bootsliegeplätzen im Was-
ser und am Land. Das Ufer ist mit Holz verbaut und mit Stegen versehen, damit die Boote 
anlegen können. Am nördlichen Ufer außerhalb des Geltungsbereiches sind ebenfalls Boots-
liegeplätze eingerichtet, so dass der Bach als Bootshafen bezeichnet werden kann. 
 
Da die vorhandene Uferbefestigung aus Holz zunehmend verrottet, ist zur weiteren Nutzung 
der Bootsliegeplätze die Erneuerung dieser Befestigung notwendig. 
 
Die neuen Bootsliegeplätze orientieren sich am Bestand. In Teilbereichen werden sie bis zu 
3 m weiter Richtung Landseite verlegt, um einerseits die Fahrgasse im Inninger Bach wegen 
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der immer größeren Boote zu verbreitern und andererseits, um mit dem notwendigen schwe-
ren Gerät im trockenen Boden arbeiten zu können.  
 
Die Gemeinde Inning und das Wasserwirtschaftsamt Weilheim haben bereits Gespräche ge-
führt bezüglich möglicher Ufersicherungsmaßnahmen an den Bootsliegeplätzen. Dieses 
Vorhaben bedarf einer wasserrechtlichen Genehmigung, die beim Landratsamt Starnberg zu 
beantragen ist. 
 
Der Inninger Bach ist wegen des vorhandenen Wehres zunehmend verlandet. Auf der Höhe 
des Hotels beträgt die Wassertiefe nur noch 60 cm, auf Höhe der Wasserliegeplätze noch 
ca. 1 m. Im Zuge der Bauarbeiten ist vorgesehen, die Sohle des Baches wieder einzutiefen. 
Auch diese Maßnahme bedarf einer wasserrechtlichen Genehmigung, die beim Landratsamt 
Starnberg zu beantragen ist. 
 
Bewertung gemäß Leitfaden:  Kategorie II, unten 

(mittlere Bedeutung für Naturhaushalt) 
 
 

2.4  Schutzgut Klima/ Luft 
 
Das Planungsgebiet gehört großräumig zum Klimabezirk „Oberbayerisches Alpenvorland“. 
Bedingt durch die Stauwirkung der Alpen nimmt im Alpenvorland die Niederschlagsmenge 
von Norden nach Süden zu, sie liegt im Planungsraum durchschnittlich bei 850 bis 900 mm 
im Jahr. Die mittlere jährliche Lufttemperatur beträgt 7 bis 8 °C. 
 
Im Gebiet überwiegen die Windrichtungen parallel zu den Alpen: aus Südwesten 20 bis 
25 %, aus Osten 10 bis 15 % und aus Nordosten 10 bis 15 %. 
 
Wegen der umgebenden Bebauung und der bachbegleitenden Bäume oberhalb der Brücke 
über den Inninger Bach gibt es im Gebiet keine Kaltluftströme. 
 
Bewertung gemäß Leitfaden:  Kategorie I, oben 

(geringe Bedeutung für Naturhaushalt) 
 
 

2.5  Schutzgut Arten und Lebensräume 
 
Der östliche Teil des Geltungsbereiches liegt im Landschaftsschutzgebiet „Westlicher Teil 
des Landkreises Starnberg“. Südlich und östlich schließen außerhalb an den Geltungsbe-
reich Biotope an. 
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Auszug aus dem Informationssystem der Bayer. Naturschutzverwaltung, Kartenausschnitt ohne Maß-
stab, Lila umrandet: Geltungsbereich  
flächig grün: Landschaftsschutzgebiet, rot schraffiert: Biotop gemäß Biotopkartierung 

 
Mit der 26. Verordnung zur Änderung der Verordnung des Landkreises Starnberg über die 
Inschutznahme des westlichen Teils des Landkreises Starnberg (Landschaftsschutzverord-
nung „Westlicher Teil des Landkreises Starnberg“) vom 16. Oktober 2014 wurden Teile des 
Geltungsbereiches dieses Bebauungsplans aus der Landschaftsschutzverordnung heraus-
genommen. 
 
Ausschnitt aus dem  Amtsblatt für den Landkreis Starnberg, 42. Ausgabe vom 5. November 
2014 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

flächig grau: LSG-Herausnahme 
schraffiert: LSG-Bestand 



 - 26 - 

 
Begründung zum BP Nr.9, gemäß Satzungsbeschluss des Gemeinderats vom 04.04.2017 

Diese Änderung der Landschaftsschutzverordnung ist im aktuellen Informationssystem der 
Bayer. Naturschutzverwaltung noch nicht berücksichtigt, wurde jedoch in die Planzeichnung 
des Bebauungsplanes übernommen. 
 

Teile des Bebauungsplanes verbleiben im Landschaftsschutzgebiet. In diesen Teilen ist für 
zahlreiche Maßnahmen das naturschutzrechtliche Einvernehmen bei der Unteren Natur-
schutzbehörde erforderlich (siehe Landschaftsschutzverordnung). Ist für diese Maßnahmen 
eine andere öffentlich-rechtliche Genehmigung erforderlich, so wird das naturschutzrechtli-
che Einvernehmen von diesem Verfahren mit erfasst (z.B. wasserrechtliche Genehmigung). 
 

Herausragende Grünstrukturen finden sich in Form von größeren Bäumen und dichtem Ge-
hölzbestand lediglich im Bereich zwischen der Stauschwelle des Inninger Baches und der 
Straßenbrücke. Die weiteren prägenden Vegetationsbestände finden sich außerhalb des 
Plangebietes zwischen den Baugrundstücken 503 an der Fischerstraße und dem gemeindli-
chen, zum Wörthsee führenden Weg. Stellplatz- Hafen- und Hotelanlage weisen keinen 
nennenswerten Vegetationsbestand auf. 
 

Der Belang Arten und Lebensräume wurde detailliert untersucht und bewertet in der Poten-
zialabschätzung des Diplom-Biologen Ralph Hildenbrand vom 11.Januar 2013, die im An-
hang beiliegt. Dort wird zusammenfassen festgestellt: 
 

Artenschutzrechtliche Konflikte durch das Planvorhaben bestehen lediglich bei der Rodung 
von Gehölzen und Eingriffen im Gewässer. Bei der Rodung von Gehölzen ist es absehbar, 
dass bei einer Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen Zeitrahmens vom 01.Oktober bis 
zum 28.Februar für die potenziell betroffenen Tiergruppen der Vögel und Fledermäuse keine 
artenschutzrechtlichen Verbote erfüllt werden. Um eine Verletzung oder Tötung von Fort-
pflanzungsstadien des Springfrosches im Hafenbecken sicher auszuschließen, darf in der 
Zeit von Februar (Springfrösche laichen oft bereits kurz nach Auftauen der Eisdecke) bis 
zum Juli ohne vorgeschaltete Amphibienkartierung nicht in den Gewässerboden des Hafen-
beckens eingegriffen werden. 
 

Zum Zeitpunkt der Erstellung der Potenzialabschätzung war noch nicht bekannt, dass im In-
ninger Bach ein Bachmuschelvorkommen besteht. Insofern konnte auf die Bachmuschel 
nicht eingegangen werden und sie fehlt folglich in der Potenzialabschätzung. Die Bachmu-
schel ist vom Aussterben bedroht und damit Rote Liste 1 Art. Sie ist nach nationalem Recht 
streng geschützt und nach EU-Recht in Anhang IV enthalten. Baggerarbeiten im Hafen kön-
nen durch Feinstoffaustrag eine erhebliche Beeinträchtigung für die Bachmuschel darstellen. 
Damit können Verbotstatbestände  nach § 44 BNatSchG nicht ausgeschlossen werden. Ne-
ben der Bachmuschel sind auch andere Muscheln nach Artenschutzrecht geschützt. So 
kommt die Malermuschel im Wörthsee vor und kann daher auch nicht von vorneherein für 
die Bucht ausgeschlossen werden. 
 

Vor Arbeiten im Hafen (z. B. Baggerarbeiten) ist mit hinreichender Beschreibung der geplan-
ten Maßnahme Kontakt mit der Muschelkoordinationsstelle an der TU München Freising 
Weihenstephan aufzunehmen. Sind Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, so 
bedarf dies einer Ausnahmegenehmigung durch die Regierung von Oberbayern. 
 
Bewertung gemäß Leitfaden:  Kategorie II, unten 
     (mittlere Bedeutung für Naturhaushalt) 
 
 

2.6  Schutzgut Landschaftsbild 
 
Die Bedeutung des Landschaftsbildes und die Erholungseignung der Landschaft liegen ei-
nerseits in ihrem ästhetischen Eigenwert und andererseits in ihrer Funktion als Lebens-
grundlage des Menschen. Dabei ist das Landschaftsbild durch Vielfalt, Eigenart und Natür-
lichkeit charakterisiert. Seine Erholungseignung misst sich an der Erschließung, Frei-
raumausstattung als auch an der Ausprägung der Landschaftsstrukturen. Bei der vorliegen-
den Planung ist die Landschaft unter ästhetischen Gesichtspunkten in Bezug auf ihre Eigen-
art, Vielfalt und Schönheit untersucht worden. 
 
Das Landschaftsbild im Untersuchungsraum ist durch würmeiszeitliche Vorgänge geprägt. 
Dabei handelt es sich um die wellige Moränenlandschaft „Ammer-Loisach-Hügelland“.  
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Der Geltungsbereich wird durch die Planung nicht verändert. Hotel und Restaurant werden 
lediglich baurechtlich geordnet. Der vorhandene befestigte Parkplatz von Hotel und Restau-
rant wird den heutigen Bedürfnissen angepasst.  
 
Das bestehende Umkleidegebäude wird abgebrochen. Dafür entsteht ein kleineres moder-
nes Geräte- und Toilettengebäude. 
 
Die Bootsliegeplätze sind seit Jahrzehnten Bestand, allerdings wegen der Holzbauweise 
zwischenzeitlich marode und erneuerungsbedürftig. 
 
Durch die vorliegende Planung wird sich das Landschaftsbild nicht verändern, da die Nut-
zung wie bisher beibehalten wird und auch nicht intensiviert wird. 
 
Da eine negative Veränderung des Landschaftsbildes durch die vorliegende Planung ausge-
schlossen werden kann, erfolgt die Bewertung nach Leitfaden in der untersten Kategorie. 
 
Bewertung gemäß Leitfaden:  Kategorie I, unten  

(geringe Bedeutung für Landschaftsbild) 
 
 
Übersicht der Bewertung der Schutzgüter  
 

Untersuchte Schutzgüter Bedeutung der Schutzgüter 

Boden Kategorie I, unten 
(geringe Bedeutung für Naturhaushalt) 

Wasser Kategorie II, unten 
(mittlere Bedeutung für Naturhaushalt) 

Klima/ Luft Kategorie I, oben 
(geringe Bedeutung für Naturhaushalt) 

Arten und Lebensräume  Kategorie II, unten 
(mittlere Bedeutung für Naturhaushalt) 

Landschaftsbild Kategorie I, unten  
(mittlere Bedeutung für Landschaftsbild) 

 
Aus der Summe der Bewertungen für die einzelnen Schutzgüter ergibt sich in der Zusam-
menschau für den zu behandelnden Bereich (vorhandene Bebauung, bestehender Park-
platz, vorhandene Bootsliegeplätze im Wasser und auf dem Land) insgesamt eine geringe 
Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild, wobei innerhalb dieser Kategorie der obe-
re Bereich zutreffend ist. Bei dieser Bewertung wurde berücksichtigt, dass die Flächen durch 
Versiegelungen, Bodenaustausch und Freizeitnutzungen bereits naturfern verändert wurden.  
 
 

3. Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Am Inninger Bach und an der Fischerstraße“ sind 
Eingriffe in die Landschaft verbunden, die zu Veränderungen und Beeinträchtigungen des 
Naturhaushaltes führen. Die Eingriffe sind: 
 
Schutzgut Boden 

- Vermehrter Bodenabtrag durch die Verbreiterung der Fahrgasse für Boote im Inninger 
Bach 

- Versiegelung von Boden für die Anlage eines Gehweges entlang der Fischerstraße 
 
Schutzgut Wasser 

- Verlust von sickerfähigem Gelände durch die Anlage eines Gehweges entlang der Fi-
scherstraße 

 
Schutzgut Arten- und Lebensräume 

- Verlust von einem Baum durch den Neubau der Brücke über den Inninger Bach 
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4. Nullvariante 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung sind oben genannte negative Auswirkungen auf die Um-
welt nicht zu erwarten. Allerdings sind der Neubau des Gehweges entlang der Fischerstraße 
und die Erneuerung der Brücke über den Inninger Bach aus Gründen der Verkehrssicherheit 
notwendig und liegen damit im öffentlichen Interesse. 
 
Ein Verzicht auf die Erneuerung der Bootsliegeplätze würde zu einer Verarmung der Attrak-
tivität des Gebietes als Erholungsbiet am Wörthsee führen. 
 
 

5. Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung nachteiliger Auswirkungen 
 
a. Vermeidungsmaßnahmen 
 
Nach § 13 des Bundesnaturschutzgesetzes sind erhebliche Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft vom Verursacher vorrangig zu vermeiden. Alle Möglichkeiten zur Vermei-
dung der Eingriffserheblichkeit sind auszuschöpfen bzw. alle vermeidbaren Beeinträchtigun-
gen zu unterlassen. Die Vermeidungsmaßnahmen können bei der vorliegenden Planung je-
doch nur allgemeiner Art sein. Nach Überprüfung der Lage und der landschaftlichen Situati-
on verbleiben die unter 3. „Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung“ aufgeführ-
ten Eingriffe und müssen deshalb minimiert und ausgeglichen werden.  
 
 
b. Minimierungsmaßnahmen 
 
Die durch einen Eingriff bedingten Auswirkungen auf den Naturhaushalt, das Landschafts-
bild und den Erholungswert eines Landschaftsraumes sind zu minimieren. Folgende Maß-
nahmen zur Eingriffsminimierung sind vorgesehen: 
 
Schutzgut Boden 

- Reduzierung weiterer Versiegelungsflächen auf das unbedingt notwendige Mindest-
maß 

 
Schutzgut Wasser 

- Minderung der Beeinträchtigungen des Wasserkreislaufs durch Versickerung des 
Oberflächenwassers 

- Verwendung von wasserdurchlässigen Belägen, soweit technisch möglich, bei priva-
ten Verkehrsflächen (Parkplätze, Wege, Zufahrten) 

 
Schutzgut Klima/Luft 

- Verbesserung des Kleinklimas durch umfangreiche Gehölzpflanzungen 
 
Schutzgut Arten- und Lebensräume 

- Erhaltung der vorhandenen Gehölze am Inninger Bach soweit möglich (nicht möglich 
im Bereich des Brückenneubaus) 

- Festsetzung umfangreicher Pflanzbindungen an der Fischerstraße und auf dem Ho-
telparkplatz 

 
Schutzgut Landschaftsbild 

- Unterstützung des Ortsbildes durch Festsetzung umfangreicher Pflanzbindungen  
 
 

6. Verbleibende Eingriffe gemäß Eingriffsregelung 
 
Trotz der Maßnahmen zur Eingriffsminimierung verbleiben die unter 3. „Beschreibung der 
Umweltauswirkungen der Planung“ aufgeführten Eingriffe in Natur und Landschaft. Sie kön-
nen auch bei sorgfältigster Planung nicht vermieden oder minimiert werden.  
 
Die verbleibenden Eingriffe müssen ausgeglichen werden. 
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7. Ausgleichsflächenbedarf 
 
Aus der Überlagerung der Bewertungen von Bestand und Eingriff unter Berücksichtigung der 
oben genannten Minimierungsmaßnahmen und der Planungskonzeption selbst ergeben sich 
nach dem Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ die folgenden Aus-
gleichsfaktoren: 
 

Für das bestehende Hotel- und Restaurantgelände besteht kein Ausgleichsflächenbedarf. 
 

Der private Parkplatz von Hotel und Restaurant ist Bestand. Er wird verändert, aber nicht 
versiegelt. Damit ergibt sich kein Ausgleichsflächenbedarf.  
 

Das Eintiefen des Inninger Baches zur Erhaltung der Fahrrinne ist nicht ausgleichspflichtig, 
da die Verlandung nicht durch einen natürlichen Vorgang erfolgt ist, sondern durch die 
künstliche Verlangsamung der Schleppkraft des Wassers durch das Wehr. 
 

Der Abbruch des bisherigen Umkleidegebäudes wirkt sich nicht eingriffsmindernd aus, da an 
dieser Stelle Stellplätze entstehen werden. 
 
Ausgleichspflichtig sind: 
 

- Die Vergrößerung der öffentlichen Verkehrsfläche (Brückenneubau, Gehweg an der 
Fischerstraße) in der Größe 200 m² 

- das geplante Geräte- und Toilettengebäude in der Größe von 84 m² 
- die bisher nicht genehmigte Uferverbauung für die Bootsliegeplätze im Inninger Bach, 

da für diese bisher keine baurechtliche oder wasserrechtliche Genehmigung vorliegt 
in der Größe von 300 m² (kalkuliert wurde hier die Länge mal einer durchschnittli-
chen Breite von 2 m). 

 
Folgende Faktoren werden festgelegt: 
 
Gebiet geringer Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild (vorhandene Bebauung, 
bestehender Parkplatz, vorhandene Bootsliegeplätze im Wasser und auf dem Land) und 
niedriger bis mittlerer Versiegelungs- bzw. Nutzungsgrad ergibt nach dem Leitfaden das Feld 
Typ B / Kategorie 1 und damit einen Ausgleichsfaktor von 0,2 bis 0,5.  
 
Aufgrund der festgesetzten grünordnerischen Minimierungsmaßnahmen im Baugebiet: 

- Reduzierung der Versiegelung auf unbedingt notwendige Mindestmaß 
- Versickerung von Niederschlagswasser im Gebiet sowie  
- Verwendung versickerungsfähiger Beläge  
- Festsetzungen für umfangreiche Baumpflanzungen. 

ist eine Reduzierung des festgestellten Höchstwertes um 0,2 Punkte sachgerecht. 
 
Dadurch ergibt sich folgende Ausgleichsverpflichtung: 
 

- Vergrößerung der öffentlichen Verkehrsfläche  
200 m² x Ausgleichsfaktor 0,8 =            160 m² 

- geplantes Geräte- und Toilettenhaus 
84 m² x Ausgleichsfaktor 1,0 =              84 m² 

- Bootsliegeplätze im Inninger Bach 
300 m² x Ausgleichsfaktor 0,3 =             90 m² 

 
Ausgleichsverpflichtung           334 m² 
 
 

8. Ausgleichsfläche 
 
Ein Ausgleich des Eingriffs innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist auf-
grund fehlender Flächen nicht möglich. Die Ausgleichsflächen werden vom Ökokonto der 
Gemeinde Inning abgebucht (Fl. Nr. 442/1, Gemarkung Inning). 
 
Die Fl. Nr. 442/1 der Gemarkung Inning wurde bereits anlässlich einer früheren Planung der 
Gemeinde Inning von der Landschaftsarchitektin Treiber aus Herrsching überplant. Die da-
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mals erarbeiteten Ziele gelten auch für die vorliegende Planung und werden hier zitiert: 
 
Die Ausgleichsflächen liegen in der Gemeinde Inning, Gemarkung Inning im Ampermoos auf 
der Flur-Nr. 422/1. Die Flur-Nummer liegt langgestreckt in Nord-Südrichtung östlich des Au-
waldes der Amper. Sie wurde bis 2004 als mehrschnittiges, gedüngtes Grünland genutzt. In 
der Mitte der Fläche verläuft geradlinig ein Entwässerungsgraben, der am nördlichen Ende 
der Flur-Nummer in einen, in Ost-West-Richtung verlaufenden Zubringergraben mündet. 
Dieser fließt direkt in die Amper. 
Die Fläche liegt im Naturschutzgebiet ‚Ampermoos’, im FFH-Gebiet ‚Ampermoos’, im Land-
schaftsschutzgebiet ‚Westlicher Teil des Landkreises Starnberg’ und im SPA-Gebiet ‚Am-
merseegebiet’. 
Eine ökologische Aufwertung musste daher mit den Schutzgebietszielen für das ‚Amper-
moos’ abgestimmt werden. Der Leiter des Ramsargebietes ‚Ammersee’, Herr Christian Nie-
derbichler, hat die nachstehenden Maßnahmen zur Aufwertung als Ausgleichsfläche bei ei-
ner Ortsbegehung im Dezember 2005 vorgeschlagen. 
Die bestehende Fettwiese soll durch Pflegemanagement in eine magere Flachland-
Mähwiese nach dem Lebensraumtyp Nr. 6510 umgewandelt werden, die als Ergänzung der 
Bodenbrütergebiete dienen soll.  
Durch intensive Düngung oder durch Nährstoffablagerungen von den Amperhochwässern ist 
die Fläche außerordentlich nährstoffreich.  
Um eine Ausmagerung zu erreichen, soll die Fläche in den ersten 5 Jahren jeweils 4 mal pro 
Jahr gemäht werden, das Mähgut muss abgefahren werden.  
Danach soll 2 mal pro Jahr gemäht werden. Der erste Schnitt erfolgt nicht vor dem 15.06., 
das Mähgut wird entfernt. Es dürfen weder Dünger oder Pestizide aufgebracht werden. 
Bei den Mähgängen ist ein besonderes Augenmerk auf die Verdrängung der Goldrute in den 
ufernahen Bereichen der Amper zu legen. 
 
Für Bekasinen und Kiebitze, die in der Nähe als Brutpaare beobachtet wurden, sollen im 
Süden der  extensiven Mähwiese mindestens 5-6 wechselfeuchten Wiesenmulden (soge-
nannte Seigen) geschaffen werden. 
Die Seigen sollen als flache, mähbare Mulden von ca. 15-20 cm Tiefe im Südteil der Fläche 
angelegt werden. Die Seigen dienen dazu, Oberflächenwasser temporär länger als in der 
angrenzenden Umgebung zu halten und kommen den Habitatansprüchen bestimmter Bo-
denbrüter entgegen. Der offene Humusboden muss nach dem Abschieben mit Mähgut von 
extensiven Mähwiesen abgedeckt werden, um eine Besiedlung mit der Goldrute zu verhin-
dern. 
 
In den Entwässerungsgraben soll ca. 20 m südlich des Einmündungsbereiches ein Staubrett 
eingefügt werden, mittels dessen im Frühjahr der Wasserstand in den Seigen gesteuert wer-
den kann. Solange die Fläche östlich des Grabens noch nicht als Ausgleichsfläche genutzt 
wird, kann die Flutung nur nach Westen erfolgen.  
 
Um den Erfolg der Maßnahmen sicher zu stellen oder um gegebenenfalls das Pflegema-
nagement an veränderte Situationen vor Ort anzupassen, ist im Rahmen des Monitoring die 
Fläche alle 2 Jahre durch die Gemeinde Inning zu begutachten. Insbesondere ist der Grad 
der Ausmagerung und die temporäre Wasserregulierung anhand des Staugrabens zu über-
prüfen. 
Als besonderer Erfolg der Maßnahme kann der Nachweis von Bodenbrüterpaaren in einigen 
Jahren gelten. 
 
Ein Lageplan der Ausgleichsfläche auf der Fl. Nr. 442/1 Gemarkung Inning liegt diesem 
Umweltbericht bei. Für diesen Bebauungsplan „Am Inninger Bach und an der Fischerstraße“ 
wird im südlichen Teil des Grundstückes Fl. Nr. 442/1 eine Ausgleichsfläche in der Größe 
von 334 m² vom Ökokonto der Gemeinde Inning abgebucht. 
 
 

9. Zusammenfassung Umweltbericht 
 
Die Planung stellt auch nach den Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen einen Eingriff 
in Natur und Landschaft dar, der ausgeglichen werden muss. Die Ausgleichsflächen können  
innerhalb des Geltungsbereiches nicht nachgewiesen werden. Sie werden vom Ökokonto 
der Gemeinde Inning abgebucht (Fl. Nr. 442/1, Gemarkung Inning).  
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Gemeinde: Inning a.A., den ...................................................... 
 

............................................................................. 
(Walter Bleimaier, Erster Bürgermeister) 

 
 
 
 
 
 
 
Anlagen: 
 
Ermittlung des in der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) zu prüfenden Arten-
spektrums (Relevanzprüfung), 11.01.2013, Ralph Hildenbrand, Weßling 
 
Lageplan Ausgleichsfläche 
 


